
DA S T H E M A

N G | F H   4 | 2 010 2 1

Erst war die »Neue Bürgerlichkeit« ein ge-
sellschaftlicher Trend, dann bald, dank
liebevoller medialer Aufmerksamkeit, an-
scheinend auch schon solide soziale Wirk-
lichkeit. Es ist müßig, darüber zu spekulie-
ren, wie Neubürgerlichkeit sich quantitativ
niederschlägt und ob sie womöglich nur in
winzigen großstädtischen, materiell abge-
sicherten Zirkeln gelebt wird. Die »bürger-
lichen« Parteien waren bürgerlich gemäß
ihres jeweiligen Verständnisses, christlich
oder wirtschaftsliberal akzentuiert. Die
»Neue Bürgerlichkeit« artikulierte dage-
gen offensiv ein gesellschaftliches Selbst-
bewusstsein, in Distanz zur Sphäre der
Politik, zu deren aktuellen Leitbildern und
gesellschaftlichen Steuerungsversuchen –
war sie doch ursprünglich nicht im Be-
reich der Politik beheimatet. Inzwischen
spricht allerdings manches dafür, dass die
Politik das Phänomen bemerkt hat und für
ihre Zwecke nutzbar zu machen versucht.

»Bürger« ohne Reduzierung
aufs Materielle

»Neue Bürgerlichkeit« entstammte dem
Selbstverständigungsdiskurs der Post-68er,
und zwar zu einem Zeitpunkt, da die Töch-
ter und Söhne der kulturrevolutionären
Helden publizistisch artikulationsfähig ge-
worden, mehr noch: die kulturelle Hege-
monie im Lande zu übernehmen in der
Lage waren. Das neue Interesse an gesell-
schaftlichen Formen, Sekundärtugenden,

an Ritualen, Traditionen und Herkunfts-
beständen speiste sich aus vielerlei indivi-
duellen Motivlagen. Die »Neue Bürgerlich-
keit« wertete die Kraft zur individuellen
Unterschiedsmarkierung auf, zur Selbst-
stilisierung, auch im Sinne von Disziplin
und Maßhalten. Sie schlug eine anspruchs-
volle Idee von persönlicher Integrität vor.
Das Wort war elitär, insofern darin ästheti-
sche Fragen zum legitimen Bestandteil ei-
nes ernsthaften und bedeutungsvollen
Diskurses erklärt wurden. Im Unterschied
zu den 68ern sollten Bildung und Haltung
in dieser gezielten Absetzbewegung zum
Kennzeichen einer freien Selbstbestim-
mung werden. Der Begriff war weder ideo-
logisch, noch verband sich mit ihm ein
gesellschaftliches »Projekt«.

Vermutlich war genau das ein Grund
für seinen Erfolg. Seine kulturalistische
Stoßrichtung schützte ihn vor einer Identi-
fikation mit besitzbürgerlichen Interessen.
»Neue Bürgerlichkeit« war nicht bourgeois,
sondern stand polemisch gegen die Politik,
indem es einen »Bürger« ohne Reduzierung
aufs Materielle behauptete.Das war im Kern
mehr als stille, private Bildungsbürgerlich-
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keit. Es war auch nicht bloß Spießigkeit,
weil es Repräsentationsmöglichkeiten für
Lebensformen einforderte, die von den Par-
teien gar nicht oder nur verzerrt angespro-
chen wurden. Traditionalistisch oder gar
reaktionär war die Idee keineswegs, wohl
aber ein Protest gegen die Schrumpffigur
des Homo oeconomicus.Wer »bürgerlich« ist,
will nicht nur Konsument sein und politisch
nicht nur als möglicher Fall sozialstaatlicher
Grundversorgung angesprochen werden.
Und schon gar nicht als bloßer Steuerzah-
ler, der argwöhnisch sein Netto vom Brutto
abrechnet und vom »fiskalischen Bürger-
krieg« (Peter Sloterdijk) träumt.

Die Forderung nach Anerkennung ei-
ner Würde des Geräuschlosen und Dezen-
ten ist weder per se unpolitisch noch impli-
ziert sie parteipolitische Präferenzen. Aber
sie verändert die Prioritätensetzung der
Politik in Richtung auf Bildung, Familie
und Good Governance. Im besten Fall be-
wegt sich mit dem Phänomen etwas an der
Schnittstelle zwischen einer zur Wahlbür-
gerlichkeit degenerierten Staatsbürgerlich-
keit und der politischen Sphäre. Der »Bür-
ger«, der mehr sein will als Klientel oder
Modernisierungsopfer, leistet sich nämlich
keine Politikverachtung. Jede sich als Volks-
partei verstehende politische Kraft wird
sich mit der Provokation eines anspruchs-
vollen, gelingenden Lebens auseinander-
zusetzen haben. Das ist keine Frage von
Einkommensniveaus. Die Integration von
Haltungen, die nicht schon von sich aus
nach staatlicher Fürsorge oder nach Ver-
tretung ihres Klientelinteresses streben, ist
keine Selbstverständlichkeit, nicht einmal
für die Parteien, die schon »bürgerlich« zu
sein behaupten. Zu gewinnen wäre ein Po-
tenzial stabilen Engagements.

Spätestens an dieser Stelle muss der
Einwand kommen: Die »Neue Bürgerlich-
keit« habe ja auch einer unerträglichen Ver-
schnöselung der Republik Vorschub geleis-
tet, vor allem sei sie daran schuld, dass in
Berlin die Kulissen der Wohlerzogenheit
geschoben wurden, bis es quietschte.

Verschnöselung der Republik?

Ob in der Zehlendorfer Variante mit Hals-
tuch oder in Gestalt der geburtenstarken
Bioladen-Selbstzufriedenheit in Prenzlauer
Berg, die Hauptstadt wurde zum Schau-
platz einer Neuerfindung des Bürgerlichen.
Die Wertedebatten von Altpolitikern und
Ex-Vorständen, die neoborussische Verkit-
schung Potsdams als geistige Lebensform,
Joops Mode für die bohemistischen Augen-
blicke der angereisten Etablierten, auch die
inflationären Literatursalons – all das
sonnte sich im Glanz einer Wiederauf-
erstehung der bürgerlichen Lebensform.

Es war unvermeidlich, dass der Begriff
gefährlich zu schillern begann, nachdem er
der medialen Verwertung anheim gegeben
war. Von Anfang an hatte das Phänomen
auch eine karikaturhafte Seite, vielleicht so-
gar eine Leitfigur. Sie kommt ausgerechnet
aus der Politik. Keinem anderen stehen die
neobourgeoisen Attribute so gut wie Ver-
teidigungsminister Karl-Theodor zu Gut-
tenberg. Er ist gebildet und ideologiefrei,
seine Manieren sind so untadelig wie seine
Kleidung. Anfangs bestaunte man ihn als
Aristokraten, aber in Wirklichkeit ist er der
ideale Neubürger unter den Mächtigen und
vermutlich der Einzige, dem man seine
CSU-Mitgliedschaft nicht übel nimmt. Zu
Guttenberg kann weder Verdienste vorwei-
sen noch ein scharfes politisches Profil,
aber genau das macht seine Beliebtheit aus.
Er ist Teil des politischen Establishments
und weist doch gleichzeitig die Distanzie-
rungsreflexe einer neobürgerlichen Hal-
tung auf, und zwar ohne dass daraus anti-
politisches Ressentiment würde.

Darüber kann man sich natürlich mo-
kieren. Es ist auch zweifelhaft, ob Karl-
Theodor zu Guttenberg eine bürgerlich-
überparteiliche Rolle überhaupt anstrebt
und sich etwas von der moralischen Auto-
rität eines Helmut Schmidt oder Richard
von Weizsäcker zulegen will. So manches
spricht dafür, dass die Attraktivität von
Politik und Politikern heute auf anderen
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Eigenschaften beruht als noch vor Jahren.
Jüngere Leute nehmen andere Signale wahr
und das politische Angebot ist in Sachen
Wahlentscheidung und Engagement etwas
in Richtung lebensweltliche Identifikation
gerutscht. Parteien büßen dramatisch an
Anziehungskraft ein, Politiker, die erkenn-
bar anders sind als die unvertilgbaren
Machtprofis, haben Zulauf. Unter ihnen
sind auch solche mit bürgerlichem Habitus.
Dass die Volksparteien bei der letzten Bun-
destagswahl Stimmen zugunsten der Rän-
der abgeben mussten, liegt ja auch daran,
dass die Opposition mit Figuren aufwarten
konnte, die den Typus des sympathischen
oder auch sinistren Fremdlings im Betrieb
verkörperten. Zu Guttenberg, Rösler, Gysi –
aus unterschiedlichen Gründen strahlten
sie alle das Flair des Nicht-Zugehörigen aus.

Strenge Gemüter werden das als me-
diale Verzerrung der Demokratie werten,
aber es tut nun einmal seine Wirkung. In
der Altersgruppe der 18- bis 35-Jährigen
lag die FDP bei der Bundestagswahl weit
vor der SPD. Das ist mit dem liberalen
Wahlprogramm kaum zu erklären, denn
diese Gruppe hat andere Interessen als
Steuerentlastungen. Deswegen führt die
Frage, ob die »Neue Bürgerlichkeit« eine
Flucht vor der Politik vorbereite,nicht sehr
weit. Außerhalb der politischen Sphäre ist
das Desinteresse an der Politik nicht mehr
rechtfertigungsbedürftig. Eher müssen sich
die Parteien legitimieren, warum sie sich
noch ins gelebte Leben einzubrechen ge-
trauen. Im Kern geht es nicht um die beste
mediale Wahlkampfstrategie oder das rich-
tige Gesicht, sondern um die kulturelle
Anziehungskraft von Parteien. Dem tun
soziale Bewegungen oder NGOs keinen
Abbruch. Der Bürger, zumal der junge,
»neue«, hat sich von einer von Parteien ge-
tragenen Politik keineswegs abgekoppelt.
Er bewegt sich im Fünf-Parteien-System
unbefangen und zeigt sich unbeeindruckt
von den alten Mythen, dem Kampf zwi-
schen Kapital und Arbeit und dem Mythos
vom alles verschlingenden Sozialstaat.

Gerechtigkeit als
»bürgerliche« Sache

Selbstverständlich bewegen den Bürger
noch Gerechtigkeitsfragen, besonders die
Frage nach der Billigkeit von Ansprüchen.
Dem Gerechtigkeitsgefühl liegt nicht das
Bild ewiger und unlösbarer Interessen-
konflikte zugrunde, die feine Tragik der
Moderne, sondern die Erfahrungen und
Lernprozesse einer im Prinzip funktionie-
renden Bundesrepublik. Berechtigt oder
unberechtigt sind Ansprüche von Grup-
pen im Licht des politischen Dauerhan-
delns, das Gerechtigkeit herstellt und sich
dabei oft genug in Dialektiken und Folge-
kosten verstrickt, die das Handlungsziel
vernebeln. Die Kritik daran ist mit einem
anderen Maßstab verknüpft: Gerechtigkeit
als »bürgerliche« Sache ist dann die reflek-
tierte Praxis traditioneller und moderner
Anspruchsgruppen, und zwar im Medium
einer Binnenethik des Gemeinwesens, ge-
nauer: einer Republik, die seit ihrer Grün-
dung gelernt hat, die materiellen, aber
auch die sozialen und kulturellen Am-
bitionen moderierend und im Geist der
Verhältnismäßigkeit auszugleichen.

Bürgerlich daran ist, dass keine Identi-
fikation mit einer vordefinierten Interes-
sensposition erfolgt. Genau darin läge dann
eine Gemeinwohlvermutung. In der tat-
sächlichen Politik der Bundesrepublik, egal
welche Partei die Regierung stellte, schlu-
gen sich »bürgerliche« Tugenden viel sinn-
fälliger nieder als in nachgetragenen Wer-
tediskursen. Regierungskunst, das Gelin-
gen von Politik, hat sich im kollektiven
Gedächtnis viel tiefer eingegraben als die
Mythologien der politischen Parteien. Das
wäre der normative Kern des neubürger-
lichen Phänomens. Jenseits von Kleidungs-
und Etikettefragen existiert da eine poli-
tische Haltung. Die SPD hat augenschein-
lich wenig Interesse daran, diese Haltung
zu integrieren, während die Koalition aus
Union und FDP gerade dabei ist, dieses
Legitimitätsreservoir zu verspielen.
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